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1. Änderungen bei Verbraucherdarlehen wegen 
der Auswirkungen der Corona-Krise

Für Verbraucherdarlehensverträge besteht zwar ein gesetzlicher 
Mindestschutz vor voreiligen verzugsbedingten Kündigungen des 
Darlehensgebers. Angesichts der zu erwartenden Dauer der Corona-
Krise ist der Schutz jedoch aller Voraussicht nach nicht ausreichend. 
Ein Gesetz sieht daher für Darlehensnehmer vor, dass die Ansprüche 
des Darlehensgebers vorübergehend gestundet werden können.

Für Verbraucherdarlehensverträge, die vor dem 15.3.2020 abge-
schlossen wurden, sieht das Gesetz vor, dass Ansprüche des Darle-
hensgebers auf Rückzahlung, Zins- oder Tilgungsleistungen, die zwi-
schen dem 1.4.2020 und dem 30.6.2020 fällig werden, mit Eintritt 
der Fälligkeit für die Dauer von drei Monaten gestundet werden, 
wenn der Verbraucher aufgrund der durch Ausbreitung der Corona-
Virus-Pandemie hervorgerufenen außergewöhnlichen Verhältnisse 
Einnahmeausfälle hat, die dazu führen, dass ihm die Erbringung der 
geschuldeten Leistung nicht zumutbar ist. 

Nicht zumutbar ist ihm die Erbringung der Leistung insbesondere 
dann, wenn sein angemessener Lebensunterhalt oder der angemes-
sene Lebensunterhalt seiner Unterhaltsberechtigten gefährdet ist. 

Anmerkung: Die Regelungen gelten jedoch nur für Verbraucherdar-
lehensverträge und nicht für Sachdarlehen bzw. Finanzierungshilfen 
und Teilzahlungsgeschäfte. Da ein Verbraucherdarlehensvertrag vor-
liegen muss, gelten sie weiter nicht für Einlagen des Verbrauchers 
selbst, wie z. B. für seine Sparverträge.

2. Lockerung des Mietrechts durch 
die Corona-Pandemie

Durch Einnahmenausfälle bedingt durch die Corona-Virus-Pandemie 
kann es für die Mieter und Pächter zum Problem werden, die lau-
fenden Miet- bzw. Pachtzahlungen für Wohn- beziehungsweise Ge-
werbefl ächen zu begleichen. 

Die Regelung durch das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der Co-
rona-Pandemie sichert Mieter von Grundstücken sowie von zu pri-
vaten oder gewerblichen Zwecken angemieteten Räumen für einen 
bestimmten Zeitraum (1.4.2020 bis 30.6.2020) der Corona-Virus-
Pandemie ab, indem sie nicht den Verlust der Mietsache befürchten 
müssen, wenn sie vorübergehend die fälligen Mieten nicht fristge-
recht zahlen können.

Mieter erhalten dadurch kein Leistungsverweigerungsrecht. Sie blei-
ben jedoch nach allgemeinen Grundsätzen zur Leistung verpfl ichtet 
und können gegebenenfalls auch in Verzug geraten. Der Eingriff in 
die Rechte des Vermieters ist damit geringer, da die Regelung ledig-
lich sein sekundäres Recht zur Kündigung wegen Zahlungsverzugs 
für einen vorgegebenen Zeitraum beschränkt. 

Anmerkung: Die Kündigungsregelung ist nur bis zum 30.6.2022 
anwendbar. Dies bedeutet, dass wegen Zahlungsrückständen, die 
vom 1.4.2020 bis zum 30.6.2020 eingetreten und bis zum 30.6.2022 
nicht ausgeglichen sind, nach diesem Tag wieder gekündigt werden 
kann. Damit haben Mieter und Pächter vom 30.6.2020 an über zwei 
Jahre Zeit, einen zur Kündigung berechtigenden Miet- oder Pacht-
rückstand auszugleichen.

Die Kündigung ist nur in den Fällen ausgeschlossen, in denen die 
Nichtleistung des Mieters auf der Ausbreitung der Corona-Virus-
Pandemie beruht. Dies hat der Mieter zu beweisen. Auf sonstige 
Kündigungsgründe erstreckt sich die Beschränkung des Kündigungs-
rechts nicht. 
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Dem Vermieter bleibt es unbenommen, das Mietverhältnis wäh-
rend der Geltungsdauer des Gesetzes aufgrund von Mietrückstän-
den zu kündigen, die in einem früheren Zeitraum aufgelaufen sind 
bzw. die aus einem späteren Zeitraum resultieren werden. Er kann 
die Kündigung auch aus sonstigen Gründen erklären, etwa wegen 
Vertragsverletzungen anderer Art, z. B. unbefugter Überlassung der 
Mietsache an Dritte.

Änderungen bei Wohnungseigentümergemeinschaften: Die Schutz-
maßnahmen zur Vermeidung der Ausbreitung der Corona-Virus-
Pandemie, insbesondere die Einschränkungen der Versammlungs-
möglichkeiten von Personen, haben erhebliche Auswirkungen auf 
die Handlungsfähigkeit von Wohnungseigentümergemeinschaften. 

So besteht für diese die Gefahr, dass ihre Finanzierung nicht mehr 
sichergestellt ist, wenn die Fortgeltung des Wirtschaftsplans nicht 
beschlossen wurde. Daher bleibt der zuletzt bestellte Verwalter im 
Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes bis zu seiner Abberufung 
oder bis zur Bestellung eines neuen Verwalters im Amt. Ferner gilt 
der zuletzt von den Wohnungseigentümern beschlossene Wirt-
schaftsplan bis zum Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans fort

3. Modernisierung des Wohnungseigentums-
gesetzes (WEG)

Mit dem vom Kabinett beschlossenen Gesetzesentwurf soll das 
Wohnungseigentumsgesetz aus dem Jahr 1951 in wesentlichen 
Teilen modernisiert werden. Hier einmal die wichtigsten Punkte aus 
dem vom Bundeskabinett beschlossenen Gesetzesentwurf.

 » Bauliche Maßnahmen durch den Mieter: Jeder Mieter soll ei-
nen Anspruch gegen den Vermieter erhalten, dass ihm bauliche 
Maßnahmen zur Errichtung einer Lademöglichkeit für elektrisch 
betriebene Fahrzeuge, zur Barrierereduzierung sowie zum Ein-
bruchsschutz auf seine Kosten erlaubt werden.

 » Grundlegende bauliche Maßnahmen sollen mit einfacher Stim-
menmehrheit beschlossen werden können. Die Wohnungseigen-
tumsanlage darf jedoch durch die bauliche Veränderung nicht 
grundlegend umgestaltet und kein Wohnungseigentümer darf 
durch die Baumaßnahme unbillig benachteiligt werden. Die 
Kosten, insbesondere die Kosten von energetischen Sanierungs-
maßnahmen, die sich innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
amortisieren, sollen von allen Wohnungseigentümern zu tragen 
sein. Andere bauliche Veränderungen sind hingegen nur von den 
Wohnungseigentümern zu bezahlen, die für die bauliche Verän-
derung stimmten.

 » Wohnungseigentümerversammlung: Die Ladungsfrist für eine 
Versammlung wird von zwei auf vier Wochen verlängert und 
Niederschriften sind unverzüglich nach der jeweiligen Versamm-
lung zu erstellen. Unabhängig von der Zahl der vertretenen Mit-
eigentumsanteile soll die Versammlung beschlussfähig sein. 
Über die Verteilung einzelner Kosten oder bestimmter Arten von 
Kosten reicht eine einfache Stimmenmehrheit der Wohnungsei-
gentümer. Der Verwalter hat jährlich einen Vermögensbericht zu 
erstellen, der über die wirtschaftliche Lage der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft informiert. Das Recht jedes Wohnungs-
eigentümers zur Einsicht in die Verwaltungsunterlagen wird 
ausdrücklich im Gesetz festgeschrieben.

Die Haftung der Mitglieder des Verwaltungsbeirats beschränken 
die neuen Regelungen auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Des 
Weiteren können die Wohnungseigentümer die Größe des Verwal-
tungsbeirats nach den Bedürfnissen ihrer konkreten Gemeinschaft 
festlegen.

 » Die Digitalisierung wird in das WEG aufgenommen. Somit 
können Wohnungseigentümer ihre Versammlungen einer sog. 
Online-Teilnahme öffnen. Bei Umlaufbeschlüssen ist nicht mehr 
zwingend die Unterschrift der Wohnungseigentümer erforder-
lich, sondern es genügt die Textform.

 » Für eilbedürftige Maßnahmen und für Maßnahmen, die eine 
Entscheidung durch die Wohnungseigentümer aus objektiver 
Sicht nicht erfordern, soll der Verwalter zuständig sein. Durch 
Beschluss können die Wohnungseigentümer die Zuständigkeiten 
des Verwalters bestimmen, indem sie seinen Aufgabenkreis er-
weitern oder einschränken.

 » Sondereigentum kann nun auch auf Freifl ächen erstreckt wer-
den. Bisher ist es nicht möglich, das Sondereigentum auf außer-
halb des Gebäudes liegende Teile des Grundstücks zu erstrecken, 
etwa auf Terrassen, Gartenfl ächen oder Stellplätze für Fahr-
zeuge im Freien. 

4. Ladeinfrastruktur für E-Autos bald Pfl icht

Für die Verbesserung der Ladeinfrastruktur für E-Fahrzeuge brachte 
die Bundesregierung ein Gesetz auf den Weg, das neue Regeln für 
Gebäude mit größeren Parkplätzen mit sich bringt.

Bei einem Neubau beziehungsweise größerer Renovierung von Ge-
bäuden mit mehr als zehn Parkplätzen ist künftig

 » bei Wohngebäuden jeder Stellplatz und
 » bei Nichtwohngebäuden (z. B. Gewerbe) jeder fünfte Stellplatz 

mit Schutzrohren für Elektrokabel (Leitungsinfrastruktur) aus-
zustatten. 

Zusätzlich ist auf entsprechenden Parkplätzen von Nichtwohnge-
bäuden mindestens ein Ladepunkt zu errichten. Nach dem 1.1.2025 
ist zudem jedes Nichtwohngebäude mit mehr als 20 Stellplätzen mit 
mindestens einem Ladepunkt auszustatten.

Ausnahmen sind unter anderem vorgesehen

 » für Gebäude, die sich im Eigentum von kleinen und mittleren 
Unternehmen befi nden und überwiegend von ihnen selbst ge-
nutzt werden, sowie

 » für Bestandsgebäude, wenn die Kosten für die Lade- und Lei-
tungsinfrastruktur 7 % der Gesamtkosten einer größeren Reno-
vierung überschreiten.

5. Teileigentumseinheit – Verstoß gegen die 
vereinbarte Nutzung

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 25.10.2019 entschie-
denen Fall wurde in einer Teilungserklärung über die Nutzung der 
Einheit diese als „Laden“ bezeichnet. Tatsächlich wurde darin eine 
Eisverkaufsstelle betrieben. Neben Eis wurden auch Kaffeespezia-
litäten und Erfrischungsgetränke angeboten. Ferner befanden sich 
in den Räumlichkeiten Tische mit ausliegenden Speisekarten sowie 
Stühle. Der Vermieter verlangte die Unterlassung der Nutzung der 
Teileigentumseinheit als Eisdiele.

Die Nutzung einer Teileigentumseinheit als Eisverkaufsstelle (Eis-
diele) mit Bestuhlung verstößt gegen die in der Teilungserklärung 
enthaltene Zweckbestimmung, nach der die Einheit nur als „Laden“ 
genutzt werden darf. Bei typisierender Betrachtung stört diese 
Nutzung jedenfalls dann mehr als eine Nutzung als Ladengeschäft, 
wenn Außenfl ächen in Anspruch genommen werden, sei es durch 



eine Außenbestuhlung oder durch den Verkauf nach außen, ent-
schieden die BGH-Richter. Somit hatten die Wohnungseigentümer 
gegen den Mieter der Wohnungs- oder Teileigentumseinheit einen 
Unterlassungsanspruch, da die Nutzung die der in der Teilungserklä-
rung für diese Einheit getroffenen Zweckbestimmung widersprach. 

6. Schwarzgeldabrede im WhatsApp-Chat

In den Jahren 2016 und 2017 hatte ein Bauunternehmer umfang-
reiche Sanierungsarbeiten für einen Auftraggeber erbracht. Wäh-
rend der Bauarbeiten zahlte er an den Unternehmer ohne Rechnung 
mehrere hunderttausend Euro als Abschläge. Bezüglich einer weite-
ren Abschlagszahlung bat der Bauunternehmer per WhatsApp, die 
Zahlung per Überweisung auf zwei verschiedene Konten aufzuteilen, 
„damit nicht so viel an die Augen von F…. kommt“. Nach Abschluss 
der Arbeiten meinte der Bauunternehmer, ihm stünden noch rund 
275.000 € zu. Der Auftraggeber verweigerte jedoch die Zahlung und 
der Fall landete vor Gericht.

Die Richter des Oberlandesgerichts Düsseldorf waren davon über-
zeugt, dass mit „F….“ in der WhatsApp-Nachricht das Finanzamt ge-
meint war. Der zugrundeliegende Vertrag verstieß damit gegen das 
Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäf-
tigung, weil sich die Parteien einig waren, dass die Arbeiten ohne 
Erteilung einer Rechnung und unter Verkürzung des Werklohns um 
die Mehrwertsteuer erbracht werden sollten. Es handelte sich also 
um eine sog. „Schwarzgeldabrede“. Somit hatte der Auftragnehmer 
keinen Anspruch auf die weitere Abschlagszahlung.

7. Urlaubsgewährung, Betriebsferien, 
Urlaub während der Kurzarbeit

Grundsätzlich obliegt es dem Arbeitnehmer seinen Urlaub nach sei-
nen Wünschen zu planen. Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs 
sind die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers zu berücksichtigen, es 
sei denn, dass ihrer Berücksichtigung dringende betriebliche Belange 
oder Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer, die unter sozialen Ge-
sichtspunkten den Vorrang verdienen, entgegenstehen.

Solche Belange können beispielsweise in der betrieblichen Organisa-
tion, im technischen Ablauf oder auch in der Auftragslage liegen, so-
dass der Arbeitgeber berechtigt ist Betriebsferien anzuordnen. Dabei 
darf das Betriebsrisiko jedoch nicht auf den Arbeitnehmer abgewälzt 
werden. Ein kurzfristiger Auftragsmangel stellt z. B. keinen Grund für 
die Anordnung von Betriebsferien dar. Ferner gilt zu beachten, dass 
nur ein Teils des Urlaubs durch Betriebsferien fremdverplant werden 
darf. Das Bundesarbeitsgericht hat eine Aufteilung des Urlaubsan-
spruchs von 3/5 (Betriebsferien) und 2/5 (individuelle Planung durch 
den Arbeitnehmer) als angemessen beurteilt.

Aufgrund der Coronavirus-Pandemie arbeiten viele Arbeitnehmer 
zzt. in Kurzarbeit. Bei Urlaubsnahme während dieser Zeit wird der 
Urlaub mit dem üblichen Gehalt vergütet. Die Bundesagentur für 
Arbeit sieht bis zum 31.12.2020 davon ab, die Einbringung von Er-
holungsurlaub aus dem laufenden Urlaubsjahr zur Vermeidung von 
Kurzarbeit einzufordern, sofern individuelle Urlaubswünsche/-pla-
nungen der Arbeitnehmer bestehen.
Die individuellen Urlaubswünsche sind in der aktuellen Situation 
besonders zu schützen, damit es Eltern z. B. möglich bleibt, Urlaubs-
tage für die Betreuung ihrer Kinder zu nutzen. Resturlaub hingegen 
soll wie gehabt zur Vermeidung von Arbeitsausfällen eingesetzt wer-
den. Das heißt, Arbeitgeber sollen mit Beschäftigten, die noch „alte“, 
bisher unverplante Urlaubansprüche haben, den Antritt dieses Ur-
laubs in Zeiten mit Arbeitsausfall im Betrieb vereinbaren. Aber auch 
hier gehen die Urlaubswünsche der Arbeitnehmer vor.

8. Vergütung von Fahrzeiten bei 
Außendienstmitarbeitern

Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch Tarif-
vertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, können 
nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein. Regelungen 
in einer Betriebsvereinbarung, welche die vergütungspfl ichtigen 
Fahrtzeiten eines Außendienstmitarbeiters verkürzen, sind unwirk-
sam, wenn die betreffenden Zeiten nach den Bestimmungen des 
einschlägigen Tarifvertrags uneingeschränkt der entgeltpfl ichtigen 
Arbeitszeit zuzurechnen und mit der tarifl ichen Grundvergütung ab-
zugelten sind. Anders verhält es sich ggf., wenn ein Tarifvertrag den 
Abschluss ergänzender Betriebsvereinbarungen zulässt.

Dieser Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 18.3.2020 lag 
folgender Sachverhalt zugrunde: In einer Betriebsvereinbarung war 
für Außendienstmitarbeiter geregelt, dass Anfahrtszeiten zum er-
sten und Abfahrtszeiten vom letzten Kunden nicht zur Arbeitszeit 
zählen, wenn sie 20 Minuten nicht überschreiten. Entsprechend 
wurden die An- und Abreisezeiten bis zu 20 Minuten nicht als Ar-
beitszeit gewertet. Der für das Arbeitsverhältnis gültige Tarifvertrag 
sah jedoch vor, dass  bei Außendienstmitarbeitern die gesamte für 
An- und Abfahrten zum Kunden aufgewendete Fahrtzeit mit der ta-
rifl ichen Grundvergütung abzugelten ist.

9. Ende der Ausbildung durch Vertrag 
oder Prüfung

In den meisten Ausbildungsverträgen ist ein festes Datum als Aus-
bildungsende angegeben (z. B. 31.8.). Es gibt jedoch noch weitere 
Faktoren, die sich auf die Beendigung der Ausbildung auswirken 
können. Grundsätzlich tritt automatisch mit dem Ablauf der verein-
barten Ausbildungszeit das Ende des Berufsausbildungsverhältnisses 
ein. In vielen Fällen wirkt sich jedoch auch die Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses auf das Ausbildungsverhältnis aus. Hier einmal die 
verschiedenen Fallkonstellationen:

 » Das Prüfungsergebnis wird später bekannt gegeben: Dann 
endet das Ausbildungsverhältnis zum vereinbarten Datum (z. B. 
31.8.), auch wenn das Prüfungsergebnis noch nicht bekannt ge-
geben wurde. Eine Verlängerung ist möglich, wenn der Auszubil-
dende dieses verlangt und der Ausbilder ihn weiter beschäftigt.

 » Die Prüfung wird vor Ausbildungsende bestanden: Mit dem 
Bestehen der Abschlussprüfung schon vor dem eigentlichen 
Ende des Ausbildungsverhältnisses endet auch die Ausbildung. 
Das Ende wird dann auf das Datum der Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses vorgezogen.

 » Die Prüfung wird nicht bestanden: Wird die Abschlussprüfung 
nicht bestanden, kann der Auszubildende einen Antrag stellen, 
dass sich das Ausbildungsverhältnis bis zur nächstmöglichen 
Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr, verlängert.

Grundsätzlich ist das Ende der Ausbildung zu melden und der Arbeit-
geber muss seinerseits das Ende der Krankenkasse melden. Sofern 
der Auszubildende nicht weiterbeschäftigt wird, ist eine Abmeldung 
erforderlich. 

Im Falle einer Weiterbeschäftigung muss das Ende der Berufsaus-
bildung und der Beginn des Beschäftigungsverhältnisses gemeldet 
werden. Finden das tatsächliche Ende der Ausbildung und der Be-
ginn der Beschäftigung im laufenden Monat statt, kann der Arbeit-
geber den letzten Tag des Monats, in dem die Ausbildung endet, als 
Ende-Datum angeben. Den Beginn der Beschäftigung kann er auf 
den Ersten des Folgemonats legen.



10. Hinweis- und Informationspfl ichten 
des Arbeitgebers – Schadensersatz 

Der Arbeitgeber hat zwar keine allgemeine Pfl icht, die Vermögens-
interessen des Arbeitnehmers wahrzunehmen. Erteilt er jedoch Aus-
künfte, ohne hierzu verpfl ichtet zu sein, müssen diese richtig, ein-
deutig und vollständig sein. Andernfalls haftet der Arbeitgeber für 
Schäden, die der Arbeitnehmer aufgrund der fehlerhaften Auskunft 
erleidet.

Ein im Jahr 2014 in den Ruhestand getretener Rentner war bei einem 
Unternehmen beschäftigt. Vor dem Hintergrund des zu Beginn des 
Jahres 2003 in Kraft getretenen Tarifvertrags zur Entgeltumwand-
lung für Arbeitnehmer schloss das Unternehmen mit einer Pensions-
kasse einen Rahmenvertrag zur betrieblichen Altersversorgung. Im 
April 2003 nahm der heutige Rentner an einer Betriebsversammlung 
teil, auf der ein Fachberater der örtlichen Sparkasse die Arbeitneh-
mer über Chancen und Möglichkeiten der Entgeltumwandlung als 
Vorsorge über die Pensionskasse informierte. 

Im September 2003 schloss der Arbeitnehmer eine Entgeltumwand-
lungsvereinbarung mit Kapitalwahlrecht ab und ließ sich Anfang 
2015 seine Pensionskassenrente als Einmalkapitalbetrag auszahlen. 
Für diesen muss er aufgrund einer Gesetzesänderung im Jahr 2003 
Beiträge zur Kranken- und Pfl egeversicherung entrichten. Der Rent-
ner verlangte die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge von 
seinem ehemaligen Arbeitgeber, da dieser ihn vor Abschluss der Ent-
geltumwandlungsvereinbarung über das laufende Gesetzgebungs-
verfahren zur Einführung einer Beitragspfl icht auch für Einmalkapi-
talleistungen hätte informieren müssen. 

Da auf der Betriebsversammlung über Beitragspfl ichten zur Sozial-
versicherung nicht referiert wurde, konnte auch keine fehlerhafte 
Auskunft erteilt werden, sodass das Unternehmen gegenüber seinem 
ehemaligen Arbeitnehmer nicht zum Schadensersatz verpfl ichtet ist.

11. Haftung für Kundenbewertungen 
bei Amazon

In seinem Urteil vom 20.2.2020 stellte der Bundesgerichtshof klar, 
dass den Anbieter eines auf der Online-Handelsplattform Amazon 
angebotenen Produkts für Bewertungen des Produkts durch Kunden 
grundsätzlich keine wettbewerbsrechtliche Haftung trifft.

Dieser Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: Über die 
Plattform Amazon wurden Kinesiologie-Tapes angeboten. Unter dem 
Angebot waren Kundenrezensionen abrufbar, die unter anderem die 
Hinweise „schmerzlinderndes Tape!“, „This product is perfect for 
pain…“, „Schnell lässt der Schmerz nach“, „Linderung der Schmer-
zen ist spürbar“, „Die Schmerzen gehen durch das Bekleben weg“ 
und „Schmerzen lindern“ enthielten. Ein Wettbewerbsverein forderte 

von dem Händler die Zahlung einer Vertragsstrafe. Die Löschung der 
Kundenrezensionen lehnte Amazon auf Anfrage des Händlers ab. 

Die Richter des BGH führten aus, dass die Werbung für Medizinpro-
dukte mit irreführenden Äußerungen Dritter grundsätzlich verboten 
ist. Die Kundenbewertungen sind zwar irreführende Äußerungen 
Dritter, weil die behauptete Schmerzlinderung durch Kinesiologie-
Tapes medizinisch nicht gesichert nachweisbar ist. Der Händler hat 
mit den Kundenbewertungen aber nicht geworben oder diese veran-
lasst, noch hat er sich die Kundenbewertungen zu eigen gemacht, 
indem er die inhaltliche Verantwortung dafür übernommen hat. 
Die Kundenbewertungen sind vielmehr als solche gekennzeichnet, 
fi nden sich bei Amazon getrennt vom Angebot des Händlers und 
werden von den Nutzern nicht der Sphäre des Händlers als Verkäufer 
zugerechnet.

12. Bewertungsdarstellung von Unternehmen 
auf einem Internet-Bewertungsportal

Die Richter des Bundesgerichtshofs hatten über die Zulässigkeit 
eines Bewertungsportals zu entscheiden, in dem angemeldete Nut-
zer Unternehmen durch die Vergabe von einem bis zu fünf Sternen 
und einen Text bewerten konnten. Das Internetportal zeigte alle 
Nutzerbeiträge an und stufte sie ohne manuelle Kontrolle durch eine 
Software automatisiert und tagesaktuell entweder als „empfohlen“ 
oder als „(momentan) nicht empfohlen“ ein.

Die BGH-Richter beurteilten das Portal für zulässig. Sie begründeten 
ihre Entscheidung damit, dass die Anzeige des Bewertungsdurch-
schnitts und der Einstufung von Nutzerbewertungen als „empfoh-
len“ oder „nicht empfohlen“ durch die Berufs- sowie Meinungsfrei-
heit geschützt sind. So muss ein Gewerbetreibender Kritik an seinen 
Leistungen und die öffentliche Erörterung geäußerter Kritik grund-
sätzlich hinnehmen.

13. Kein familienrechtlicher Ausgleichsanspruch 
für Pfl egekosten eines Elternteils

In einem Fall aus der Praxis hatte ein Sohn eine Bürgschaft für die 
Pfl egekosten der Mutter übernommen. Nach ihrem Tod verlangte 
er von seinem Bruder eine anteilige Kostenübernahme. Da unter 
Geschwistern keine Erstattungsansprüche von für die gemeinsame 
Mutter gezahlten Pfl egekosten bestehen, blieb der bürgende Sohn 
an den Kosten hängen.

Ein familienrechtlicher Ausgleichsanspruch wird lediglich für Fälle 
anerkannt, in denen ein Elternteil allein für den Unterhalt eines ge-
meinsamen Kindes aufgekommen ist, obwohl auch der andere El-
ternteil dem Kind unterhaltspfl ichtig war. Dieser Ausgleichsanspruch 
beruht auf der Unterhaltspfl icht beider Eltern gegenüber ihrem Kind. 

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2020: April = 106,1; März = 105,7; Februar = 105,6; Januar = 105,2
2015 = 100  2019: Dezember = 105,8; November  = 105,3;  Oktober = 106,1; September = 106,0; 
  August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7; Mai = 105,4
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


